
 

 
BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

XII ZB 244/10
 

 
vom 

 
17. November 2010 

 
in der Betreuungssache 

 
 
Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja

FamFG §§ 168, 277, 318; BGB § 1835; RVG § 1 Abs. 2 

a)  Der anwaltliche Verfahrenspfleger kann eine Vergütung nach dem Rechts-

anwaltsvergütungsgesetz beanspruchen, soweit er im Rahmen seiner Bestel-

lung solche Tätigkeiten zu erbringen hat, für die ein Laie in gleicher Lage 

vernünftigerweise einen Rechtsanwalt zuziehen würde. 

b) Die gerichtliche Feststellung, dass eine anwaltsspezifische Tätigkeit erforder-

lich ist, ist für die anschließende Kostenfestsetzung bindend. Auf die Frage, 

wie bzw. ob die Erforderlichkeit im Einzelnen durch das Gericht begründet ist, 

kommt es nicht an. 

BGH, Beschluss vom 17. November 2010 - XII ZB 244/10 - LG Siegen 
 AG Siegen 
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 17. November 2010 durch 

den Richter Dose, die Richterin Weber-Monecke und die Richter 

Dr. Klinkhammer, Schilling und Dr. Günter 

beschlossen: 

Auf die Rechtsbeschwerde des Verfahrenspflegers wird der Be-

schluss der 4. Zivilkammer des Landgerichts Siegen vom 20. Mai 

2010 aufgehoben. 

Die Sache wird zur erneuten Behandlung und Entscheidung 

- auch über die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens - an das 

Landgericht Siegen zurückverwiesen. 

Der Geschäftswert wird auf bis 300 € festgesetzt. 

 

Gründe: 

 

I. 

Das Amtsgericht hat mit Beschluss vom 5. März 2010 die zeitweise Be-

schränkung der Freiheit der Betroffenen durch Einsatz von Bettgittern betreu-

ungsgerichtlich genehmigt. Gleichzeitig hat der Amtsrichter den als Rechtsan-

walt tätigen Rechtsbeschwerdeführer zum Verfahrenspfleger für die Betroffene 

bestellt und festgestellt, dass die Verfahrenspflegschaft in Ausübung des Beru-

fes geführt werde. Ferner heißt es in der Begründung des Beschlusses: 

1 
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"Hier liegen die Voraussetzungen einer Vergütung nach dem 

Rechtsanwaltsvergütungsgesetz vor, da ein als Verfahrenspfleger 

bestellter Laie in gleicher Lage wegen besonderer rechtlicher An-

forderungen (besonders schützenswertes Rechtsgut betroffen, so 

dass das Verfahren ggf. auf formell- und materiellrechtliche Fehler 

zu überprüfen ist) einen Rechtsanwalt hinzugezogen hätte". 

Der Rechtsbeschwerdeführer hat mit Schriftsatz vom 9. April 2010 seine 

Leistungen nach Nr. 6300 VV-RVG mit 172 € zzgl. Auslagen nach Nr. 7002 VV-

RVG und Umsatzsteuer - insgesamt 228,48 € - in Rechnung gestellt. 

2 

Das Amtsgericht - Rechtspflegerin - hat diesen Antrag mit Beschluss 

vom 15. April 2010 zurückgewiesen. Die hiergegen eingelegte Beschwerde hat 

das Landgericht mit Beschluss vom 20. Mai 2010 zurückgewiesen. 

3 

Mit seiner zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt der Rechtsbe-

schwerdeführer weiterhin die Festsetzung der von ihm beantragten Vergütung 

nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz. 

4 

 

II. 

Die gemäß § 70 Abs. 1 FamFG statthafte und auch im Übrigen zulässige 

Rechtsbeschwerde ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des angefochtenen 

Beschlusses und zur Zurückverweisung der Sache an das Landgericht. 

5 

1. Das Landgericht hat seine Entscheidung wie folgt begründet: Ob ein in 

einer Unterbringungssache zum Verfahrenspfleger bestellter Rechtsanwalt sei-

ne Tätigkeit als berufsspezifische Dienstleistung ausnahmsweise nach dem 

Rechtsanwaltsvergütungsgesetz abrechnen könne, hänge nach herrschender 

6 
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Meinung davon ab, ob ein qualifizierter Laie als Verfahrenspfleger anwaltlichen 

Rat gesucht hätte. Im vorliegenden Verfahren hätten sich besondere rechtliche 

Schwierigkeiten bei der Beurteilung der Notwendigkeit von freiheitsentziehen-

den Maßnahmen nicht abgezeichnet. 

7 Daran ändere auch der Hinweisbeschluss des Richters des Amtsgerichts 

vom 25. Januar 2010 (richtig wohl: 5. März 2010) nichts, wonach hier die Vor-

aussetzungen einer Vergütung nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz vor-

lägen. Denn insoweit habe erkennbar keine Einzelfallprüfung stattgefunden. Ob 

aber tatsächlich im konkreten Fall die Hinzuziehung eines Rechtsanwalts not-

wendig gewesen sei, hätte unter Berücksichtigung des Ergebnisses der Anhö-

rung und des gesamten Akteninhalts mit entsprechender Begründung entschie-

den werden müssen. 

Der Verfahrenspfleger könne sich auch nicht darauf berufen, er habe nur 

im Vertrauen auf eine entsprechende Vergütung die Aufgabe als Verfahrens-

pfleger wahrgenommen. Den als Verfahrenspfleger tätigen Rechtsanwälten im 

Bezirk des Landgerichts - zu denen auch der Verfahrenspfleger gehöre - sei 

bekannt, dass die Rechtspfleger des Amtsgerichts nur in bestimmten Einzelfäl-

len die Hinzuziehung eines Rechtsanwalts als Verfahrenspfleger für notwendig 

erachteten. Weiter sei ihnen bekannt, dass die Kammer diese Auffassung der 

Rechtspfleger des Amtsgerichts teile. 

8 

2. Diese Ausführungen halten einer rechtlichen Überprüfung nicht stand. 9 

Der Rechtsbeschwerdeführer ist entgegen der Auffassung der Vorinstan-

zen nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz zu vergüten. 

10 

a) Dabei kann dahinstehen, ob die materiellen Voraussetzungen für eine 

solche Vergütung vorliegen. Denn die Feststellungen im Beschluss vom 5. März 

11 
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2010, dass dies der Fall sei, binden den Rechtspfleger bei der Kostenfestset-

zung. 

12 aa) Gemäß § 318 FamFG gilt für die Vergütung und den Aufwendungs-

ersatz des - in einer Unterbringungssache bestellten - Verfahrenspflegers § 277 

FamFG entsprechend; Unterbringungssachen sind auch die Verfahren, die die 

- hier erteilte - Genehmigung einer freiheitsentziehenden Maßnahme nach 

§ 1906 Abs. 4 BGB zum Gegenstand haben (§ 312 Nr. 2 FamFG). Nach § 277 

Abs. 1 Satz 1 FamFG erhält der Verfahrenspfleger Ersatz seiner Aufwendungen 

nach § 1835 Abs. 1 bis 2 BGB. Gemäß § 277 Abs. 2 Satz 2 FamFG hat er ne-

ben den Aufwendungen nach Absatz 1 Anspruch auf eine Vergütung in ent-

sprechender Anwendung der §§ 1, 2 und 3 Abs. 1 und 2 des Vormünder- und 

Betreuervergütungsgesetzes, wenn die Verfahrenspflegschaft - wie hier - aus-

nahmsweise berufsmäßig geführt wird. Auf § 1835 Abs. 3 BGB, wonach als 

Aufwendung auch solche Dienste des Vormunds oder des Gegenvormunds 

gelten, die zu seinem Gewerbe oder seinem Beruf gehören, verweist § 277 

FamFG nicht.  

bb) In Rechtsprechung und Literatur ist indes zu Recht anerkannt, dass 

§ 1835 Abs. 3 BGB gleichwohl auf den anwaltlichen Verfahrenspfleger anzu-

wenden ist. Danach kann der Verfahrenspfleger eine Vergütung nach dem 

Rechtsanwaltsvergütungsgesetz beanspruchen, soweit er im Rahmen seiner 

Bestellung solche Tätigkeiten zu erbringen hat, für die ein Laie in gleicher Lage 

vernünftigerweise einen Rechtsanwalt zuziehen würde (vgl. BVerfG FamRZ 

2000, 1280, 1282; OLG Schleswig NJW-RR 2009, 79, 80; OLG München 

FamRZ 2008, 2150 f.; OLG Stuttgart NJW-RR 2004, 424; OLG Köln FamRZ 

2001, 1643, 1644; BayObLG FamRZ 2002, 1201 f.; LG Mönchengladbach Be-

schluss vom 3. November 2004 - 5 T 484/04 - juris Rn. 6; Dodegge in Schulte-

Bunert/Weinreich FamFG 2. Aufl. § 277 Rn. 8; Keidel/Budde FamFG 16. Aufl. 

13 

http://www.juris.de/jportal/portal/t/1p4k/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR001950896BJNE185305140&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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§ 277 Rn. 9; Prütting/Helms/Fröschle FamFG § 277 Rn. 58; vgl. auch zur Be-

stellung eines Rechtsanwalts zum Berufsbetreuer Senatsbeschluss vom 

20. Dezember 2006 - XII ZB 118/03 - FamRZ 2007, 381, 382 f.). 

14 Zwar heißt es in § 1 Abs. 2 Satz 1 RVG, dass das Rechtsanwaltsvergü-

tungsgesetz nicht für eine Tätigkeit als Verfahrenspfleger gelte. Damit soll in-

dessen nur verdeutlicht werden, dass die Führung einer Verfahrenspflegschaft 

allein nicht als Erbringung anwaltlicher Dienste in diesem Sinne angesehen 

werden kann. § 1 Abs. 2 Satz 2 RVG, wonach § 1835 Abs. 3 BGB unberührt 

bleibt, stellt demgegenüber klar, dass der anwaltliche Verfahrenspfleger, der für 

den Betroffenen Dienste erbringt, für die ein nichtanwaltlicher Verfahrenspfleger 

einen Rechtsanwalt hinzugezogen hätte, insoweit Aufwendungsersatz nach 

dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz verlangen kann (vgl. BVerfG FamRZ 

2000, 1280, 1282 unter Hinweis auf den Gesetzesentwurf, der die entspre-

chende Vorgängerregelung, § 1 Abs. 2 BRAGO, betraf). 

cc) Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 

7. Juni 2000 (FamRZ 2000, 1280, 1282) darauf hingewiesen, dass es in diesem 

Kontext in der Praxis zu schwierigen Abgrenzungsfragen kommen könne. Des-

halb könne es für die Gerichte im Sinne der Rechtsklarheit geboten sein, bereits 

bei der Bestellung eines Rechtsanwalts als Verfahrenspfleger einen Hinweis 

darauf zu geben, ob im konkreten Fall davon auszugehen sei, dass rechtsan-

waltsspezifische Tätigkeiten anfallen werden. Erst dann stünden dem Rechts-

anwalt alle Tatsachen zur Verfügung, die für seinen Entschluss bei Übernahme 

der Verfahrenspflegschaft von Bedeutung seien. Er könne die Pflegschaft ab-

lehnen, wenn er nur für solche Verfahrenspflegschaften zur Verfügung stehe, 

für die er - da anwaltliche Tätigkeit vonnöten sei - auch nach der BRAGO (jetzt 

dem RVG) abrechnen könne. 

15 
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(1) Im Hinblick hierauf sind die Instanzgerichte - wie auch hier das Amts-

gericht - dazu übergegangen, in den Bestellungsbeschlüssen die Erforderlich-

keit einer anwaltsspezifischen Tätigkeit festzustellen (vgl. dazu etwa Kei-

del/Budde aaO § 277 Rn. 10). 

16 

17 (2) Nach überwiegender Auffassung in Rechtsprechung und Literatur, 

der sich der Senat anschließt, ist eine solche Feststellung für die Kostenfestset-

zung bindend (OLG Schleswig NJW-RR 2009, 79, 80; OLG Stuttgart NJW-RR 

2004, 424, 425; OLG Köln FamRZ 2001, 1643, 1644 "konstitutiv"; LG Mön-

chengladbach Beschluss vom 3. November 2004 - 5 T 484/04 - juris Rn. 3; 

Keidel/Budde aaO § 277 Rn. 10; Prütting/Helms/Fröschle aaO § 277 Rn. 60). 

Dies gebietet bereits der durch eine solche Feststellung begründete Ver-

trauensschutz, dem vor dem Hintergrund der grundrechtlich geschützten Frei-

heit der Berufsausübung des anwaltlichen Verfahrenspflegers auch deshalb 

besondere Bedeutung zukommt, weil er bei der Übernahme solcher Pflegschaf-

ten entsprechend zu disponieren hat (vgl. BVerfG FamRZ 2000, 1280, 1282). 

18 

Folgte man der Auffassung des Beschwerdegerichts, das hier eine Bin-

dungswirkung verneint hat, hätte dies im Übrigen zur Konsequenz, dass der für 

die Festsetzung der Kosten gemäß § 318 i.V.m. §§ 277 Abs. 5 Satz 2, 168 

FamFG, § 3 Nr. 2 a RPflG zuständige Rechtspfleger die vom Richter getroffene 

Einschätzung der Erforderlichkeit einer anwaltsspezifischen Tätigkeit ohne wei-

teres revidieren könnte, ohne selbst mit der Sache inhaltlich befasst gewesen 

zu sein. Das gilt jedenfalls in all denjenigen Fällen, in denen - wie hier - der 

Richter für die Hauptsache und damit auch für die Bestellung des Verfahrens-

pflegers funktional zuständig ist (vgl. Prütting/Helms/Fröschle aaO § 276 

Rn. 75). 

19 
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(3) Soweit das Beschwerdegericht meint, der Verfahrenspfleger könne 

sich mangels einer Einzelfallprüfung nicht auf die Feststellungen des Amtsrich-

ters berufen, lehnt es sich ersichtlich an die Rechtsprechung des Bayerischen 

Obersten Landesgerichts an. Dieses hat in seinem Beschluss vom 16. Januar 

2002 zwar eine Bindungswirkung dem Grunde nach anerkannt, diese aber von 

der Voraussetzung abhängig gemacht, dass das Gericht dem Rechtsanwalt bei 

seiner Bestellung auf den Einzelfall bezogene Tatsachen mitteilt, die im konkre-

ten Fall die erforderliche Hinzuziehung eines Rechtsanwalts erkennbar begrün-

den (vgl. BayObLG FamRZ 2002, 1201 Leitsatz 1; ihm folgend: Schulte-

Bunert/Weinreich/Dodegge aaO § 277 Rn. 9). In dem vom Bayerischen Obers-

ten Landesgericht zu entscheidenden Fall hatte das Amtsgericht in einem 

Betreuungs- und Unterbringungsverfahren eine Rechtsanwältin zur Verfahrens-

pflegerin bestellt, "weil hier das fachspezifische Tätigwerden und Vertretung 

durch einen Rechtsanwalt vonnöten" sei. Das Bayerische Oberste Landesge-

richt hat diese Formulierung als (zu) allgemein qualifiziert, weshalb sie als 

Grundlage für eine solche Annahme nicht ausreiche (BayObLG FamRZ 2002, 

1201, 1202 f.). 

20 

Folgte man dieser Auffassung, bürdete man dem Rechtsanwalt das 

Prognoserisiko auf. Dies widerspräche jedoch der Entscheidung des Bundes-

verfassungsgerichts, wonach der Hinweis des Gerichts den Rechtsanwalt in die 

Lage versetzen solle zu entscheiden, ob er die Verfahrenspflegschaft über-

nimmt. Trifft das Gericht in seinem Bestellungsbeschluss entsprechende Fest-

stellungen, darf ein etwaiger Begründungsmangel nicht zu Lasten des Rechts-

anwaltes gehen. Sieht sich das Gericht mangels hinreichender Tatsachen-

grundlage nicht in der Lage, über die Notwendigkeit einer anwaltsspezifischen 

Tätigkeit zu entscheiden, muss es dies offen legen. Dann bleibt es dem 

Rechtsanwalt überlassen, ob er trotz der gegenwärtig nicht geklärten Vergü-

tungsfrage die Verfahrenspflegschaft übernimmt. Im Übrigen kann dem anwalt-

21 
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lichen Verfahrenspfleger auch nachträglich eine Liquidation nach dem Rechts-

anwaltsvergütungsgesetz zugestanden werden, wenn sich ein ursprünglich als 

einfach eingeschätzter Fall nachträglich als rechtlich schwierig erweist (BVerfG 

FamRZ 2000, 1280, 1282). Stellt das Gericht hingegen in seinem Bestellungs-

beschluss die Erforderlichkeit einer anwaltsspezifischen Tätigkeit fest, ist der 

anwaltliche Verfahrenspfleger entgegen der Auffassung des Bayerischen 

Obersten Landesgerichts nicht gehalten, anhand seines - vielfach noch gar 

nicht ausreichenden - Kenntnisstandes eine eigene Prognose anzustellen (im 

Ergebnis ebenso Keidel/Budde aaO § 277 Rn. 10). 

(4) Die umstrittene Frage, ob gegen die Feststellung, dass eine anwalts-

spezifische Tätigkeit erforderlich ist, das Rechtsmittel der Beschwerde gegeben 

ist (so etwa Prütting/Helms/Fröschle aaO § 277 Rn. 60 mwN zum Meinungs-

stand), kann hier dahinstehen, weil die Staatskasse ein solches Rechtsmittel 

gegen den Beschluss vom 5. März 2010 nicht eingelegt hat. 

22 

b) Den vorstehenden Anforderungen wird der angefochtene Beschluss 

des Landgerichts nicht gerecht. 

23 

Entgegen der Auffassung des Beschwerdegerichts kommt es auf die 

Frage, ob vorliegend die Voraussetzungen für eine anwaltsspezifische Tätigkeit 

tatsächlich vorgelegen haben, nicht an. Denn hier hatte der Amtsrichter festge-

stellt, dass die Voraussetzungen für eine Vergütung nach dem Rechtsanwalts-

vergütungsgesetz vorliegen. Entgegen der Auffassung des Beschwerdegerichts 

ist auch nicht entscheidend, ob diesen Feststellungen eine Einzelfallprüfung 

basierend auf konkreten, auf den vorliegenden Fall bezogenen Umständen 

zugrunde gelegen hat. Ein etwaiges Begründungsdefizit der Entscheidung geht 

ebenso wenig zu Lasten des anwaltlichen Verfahrenspflegers wie das Progno-

serisiko. Deshalb kann er sich vorliegend auf Vertrauensschutz berufen, und 

24 
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zwar unabhängig davon, ob ihm bekannt war, dass die Rechtspfleger des 

Amtsgerichts Siegen nur in bestimmten Einzelfällen die Hinzuziehung eines 

Rechtsanwalts als Verfahrenspfleger für notwendig erachten. 

25 3. Der angefochtene Beschluss war gemäß § 74 Abs. 5 FamFG aufzu-

heben. Nach § 74 Abs. 6 Satz 2 FamFG war das Verfahren zur anderweitigen 

Behandlung und Entscheidung an das Beschwerdegericht zurückzuverweisen, 

damit dieses den Festsetzungsantrag unter Beachtung der rechtlichen Beurtei-

lung durch den Senat bescheiden kann. 

Dose Weber-Monecke Klinkhammer 

 Schilling Günter 

 

Vorinstanzen: 

AG Siegen, Entscheidung vom 15.04.2010 - 33 XVII K 1652 -  

LG Siegen, Entscheidung vom 20.05.2010 - 4 T 102/10 -  



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


